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(Nr. 13369.) Geſetz über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen. 
Vom 25. Juli 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
(1) Der in der Anlage abgedruckte Staatsvertrag über die Vereinigung Waldecks mit Preußen 


vom 23. März 1928 und das zugehörige Schutzprotokoll vom gleichen Tage werden genehmigt. 
(2) Der Vereinigung des 5 Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen wird zugeſtimmt. 


82. 
Die in dem Staatsvertrag und in dem Schlußprotokoll enthaltenen Rechtsbeſtimmungen 
erlangen mit dem Tage der Vereinigung Geſetzeskraft. 


83. 
Die zur Ausführung des Staatsvertrags, des Schlußprotokolls und dieſes Geſetzes erforder⸗ 
lichen Mittel ſind auf den Haushaltsplan zu übernehmen und bis dahin, ſoweit erforderlich, aus 
bereiten Mitteln vorſchußweiſe zu beſtreiten. 


8 4. 

Die Anordnungen zur Ausführung des Staatsvertrags, des Schlußprotokolls und dieſes 
Geſetzes werden, ſoweit ſich aus dem Staatsvertrag und dem Schlußprotokoll es anderes ergibt, 
von den zuſtändigen Miniſtern getroffen. n 

S 5. . 

Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 25. Juli 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Waldeck über die Vereinigung Waldecks mit Preußen. 
Vom 23. März 1928. 


Nachdem das Preußiſche Staatsminiſterium und der Waldeckiſche Landesausſchuß in Ausſicht 
genommen hatten, den Freiſtaat Waldeck im Anſchluß an das gegenwärtige ſtaatsrechtliche 
Verhältnis beider Staaten zueinander mit dem Freiſtaat Preußen zu vereinigen, haben die zu 
dieſem Zweck vom Preußiſchen Staatsminiſterium und vom Waldeckiſchen e bevoll⸗ 
mächtigten Kommiſſare, nämlich 
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für Preußen: der Miniſterialdirektor im Staatsminiſterium Wirkliche Geheime Oberregierungsrat 
Dr. jur. Eduard Nobis, 
der Miniſterialrat im Miniſterium des Innern Dr. jur. Erwin Schütze, 
der Miniſterialrat im Finanzminiſterium Dr. jur. Herbert du Mesnil; 


für Waldeck: der Landesdirektor des Freiſtaats Waldeck Präſident Dr. jur. Wilhelm Schmieding, 
der Präſident der Waldeckiſchen Landesvertretung Amtsgerichtsrat Oswald 
Waldſchmidt, 
der Abgeordnete der Waldeckiſchen Landesvertretung Landwirt Karl Schnaar, 
der Abgeordnete der Waldeckiſchen Landesvertretung Landwirt Heinrich Bräutigam, 
ſich nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Preußiſchen Landtags und der Waldeckiſchen Landesvertretung, über folgende Punkte geeinigt: 


Artikel 1. 
Das auf der Grundlage des Staatsvertrags vom 2. März 1887 beruhende, vom Preußiſchen 
Staatsminiſterium zum 31. Dezember 1928 gekündigte ſtaatsrechtliche Verhältnis der Freiſtaaten 
Preußen und Waldeck zueinander wird bis zum 31. März 1929 verlängert. 


Artikel 2. 

Mit Wirkung vom 1. April 1929 ab ſoll das Gebiet des Freiſtaats Waldeck mit demjenigen 
des Freiſtaats Preußen zu einem einheitlichen „ Preußen nach Maßgabe folgender 
Beſtimmungen vereinigt werden: 

8 1. 

Die preußiſchen Staatshoheitsrechte dehnen ſich auf das Gebiet des bisherigen Freiſtaats 
Waldeck aus. 

82. 

Infolge 50 ae ſollen alle waldeckiſchen Staatsangehörigen unter Erlöſchen dieſer 
Eigenſchaft preußiſche Staatsangehörige werden. 


§ 3. 

(1) Die Verfaſſung des Freiſtaats Preußen und das preußiſche Landeswahlgeſetz in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) nebſt Abänderungs⸗ 
geſetz ſowie die preußiſche Landeswahlordnung vom 29. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 684) und 
das Geſetz über die Prüfung der Wahlen zum Preußiſchen Landtag und das Wahlprüfungsgericht 
vom 3. Februar 1922 (Geſetzſamml. S. 30) in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Oktober 1924 
(Geſetzſamml. S. 670) treten mit der Vereinigung im Gebiete des bisherigen Freiſtaats Waldeck 
an die Stelle der waldeckiſchen verfaſſungsrechtlichen Vorſchriften. 

(2) Falls an dieſem Tage die Wahlperiode des Preußiſchen Landtags noch länger als ſechs 
Monate läuft, findet zu ihm erſtmalig eine Zuſatzwahl durch diejenigen wahlberechtigten Staats⸗ 
bürger, die bei der Vereinigung im ehemaligen Freiſtaat Waldeck ihren Wohnſitz haben, in der 
Weiſe ſtatt, daß die Stimmen auf die bei der letzten allgemeinen Wahl im Wahlkreis Heffen-Naffau 
zugelaſſenen Wahlvorſchläge abgegeben und als Reſtſtimmen dem Landeswahlvorſchlag zugerechnet 
werden, an den der Anſchluß erfolgt war. Die in den Landeswahlvorſchlägen bezeichneten 
Vertrauensleute ſind berechtigt, für dieſe Zuſatzwahl den Vorſchlag durch eine ſpäteſtens am 
vierzehnten Tage vor dem Wahltag beim Landeswahlleiter abzugebende Erklärung dadurch zu 
ergänzen, daß ein oder mehrere Bewerber, die zur Zeit der Vereinigung im ehemaligen Freiſtaat 
Waldeck ihren Wohnſitz haben, der Bewerberreihe ein⸗ oder angefügt werden. Die Stimmzettel 
ſollen nicht die Namen der in den Kreiswahlvorſchlägen benannten Bewerber, ſondern nur die 
Angabe der Partei unter Hinzufügung der Namen der etwa zu den Landeswahlvorſchlägen neu 
benannten Bewerber enthalten. Die Zuſatzwahl ſoll innerhalb dreier Monate nach der 
Vereinigung erfolgen. 
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8 4. 

(1) Die drei waldeckiſchen Kreiſe werden als preußiſche Kreiſe übernommen und mit dem 
Tage der Vereinigung dem Regierungsbezirk Kaſſel ſowie dem Bezirksverband dieſes Regierungs⸗ 
bezirks und der Provinz Heſſen⸗Naſſau eingegliedert. 

(2) Die Provinzialordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 8. Juni 1885 (Geſetzſamml. S. 246) tritt in Verbindung mit dem Wahlgeſetz für 
die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925 (Geſetzſamml. S. 123) ſowie der zu 
ihm ergangenen Wahlordnung vom 14. Oktober 1925 (MBliV. S. 1033) mit der Vereinigung 
im Gebiete des bisherigen Freiſtaats Waldeck in Kraft. 

(3) Falls an dieſem Tage die Wahlperiode des Kommunallandtags des Bezirksverbands des 
Regierungsbezirks Kaſſel noch länger als ſechs Monate läuft, findet zu ihm erſtmalig eine Zuſatz⸗ 
wahl durch diejenigen wahlberechtigten Staatsbürger ſtatt, die bei der Vereinigung im ehemaligen 
Freiſtaat Waldeck ihren Wohnſitz haben; hierbei ſind in den zu einem Wahlbezirk vereinigten drei 
Kreiſen drei Abgeordnete nach den Grundſätzen der Verhältniswahl zu wählen. Die Zuſatzwahl 
ſoll innerhalb dreier Monate nach der Vereinigung erfolgen. 

(4) Die Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 7. Juni 1885 (Geſetzſamml. S. 193) 
tritt in Verbindung mit dem in Abſ. 2 bezeichneten Wahlgeſetz und der Wahlordnung mit der 
Vereinigung in Kraft; die Wahl der Kreistage ſoll innerhalb dreier Monate nach der Vereinigung 
erfolgen. Bis zur Bildung der neuen Kreisorgane werden die dem Kreistag und Kreisausſchuß 
obliegenden Angelegenheiten durch die bei der Vereinigung vorhandenen Kreisvorſtände wahr⸗ 
genommen. 

8 5. 

(1) Preußen ſichert das Beſtehenbleiben der drei waldeckiſchen Kreiſe auf die Dauer von fünf 
Jahren zu; eine frühere Vereinigung darf nur auf Wunſch der beteiligten Kreistage erfolgen. 

(2) Preußen ſichert ferner zu, daß es Gebietsteile der drei Kreiſe nicht ohne Anhörung der 
Gemeindevertretungen und der Kreisausſchüſſe der betroffenen Gebietsteile und nur aus 
dringendſten Gründen einer zweckmäßigen Verwaltungsorganiſation anderen Kreiſen zulegen wird. 

(3) Die von Waldeck umſchloſſenen preußiſchen Gebietsteile Eimelrod und Höringhauſen 
werden vom Kreiſe Frankenberg ohne Vermögensauseinanderſetzung mit ihm abgetrennt und mit 
dem Kreiſe des Eiſenbergs vereinigt; ſie gelangen in den vollen Genuß der für die ehemals 
waldeckiſchen Gebietsteile aus § 6 Abf. 2 folgenden Vorteile. 

(4) Preußen behält ſich vor, den waldeckiſchen Kreiſen weitere preußiſche Gebietsteile 
zuzulegen, ohne daß dieſe den Mitgenuß der aus 8 6 Abſ. 2 folgenden Vorteile beanſpruchen können. 


§ 6. 8 

(1) Das allgemeine waldeckiſche Staatsvermögen ausſchließlich des Staatsguts Kappel geht 
mit allen auf ihm ruhenden Laſten und Verpflichtungen auf Preußen als Geſamtrechts⸗ 
nachfolger über. 

(2) Das durch waldeckiſches Geſetz vom 8. April 1921 (RegBl. S. 48) als Sondervermögen 
innerhalb des waldeckiſchen Staatseigentums feſtgeſtellte Waldeckiſche Domanialvermögen mit 
Ausnahme des Eigentums an den in der Anlage aufgeführten Forſten, Domänen und ſonſtigen 
Liegenſchaften und am Bade Wildungen geht auf einen die waldeckiſchen Gemeinden und diejenigen 
der preußiſchen Gebietsteile Eimelrod und Höringhauſen umfaſſenden Zweckverband als Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger über. Dieſer erhält auch das Eigentum am Staatsgut Kappel. 

(3) Der Zweckverband ſoll durch beſonderes waldeckiſches Geſetz gebildet werden, das nach 
der Vereinigung aufrechterhalten bleibt und nur im Wege förmlicher Geſetzgebung von Preußen 
geändert oder aufgehoben werden kann. — Der Zweckverband iſt berechtigt, den Waldeckiſchen 
Stern in ſeinem Wappen zu führen. 

(4) Gemeinden, in denen am 1. April 1929 Grundvermögen des Zweckverbandes vorhanden 
iſt, ſollen vor Faſſung eines Gemeindebeſchluſſes über Erhebung von den Grundbeſitz belaſtenden 
Abgaben den Zweckverband anhören, wenn der Beſchluß der Genehmigung bedarf und der Zweck⸗ 
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verband durch den Beſchluß betroffen wird. Der die Genehmigung erteilende Beſchluß iſt dem 
Zweckverband in dieſen Fällen age; gegen ihn Steht dem Zweckverband innerhalb zweier 
Wochen die Beſchwerde zu. 

8 7. 

(i) Der Zweckverband trägt die auf dem Domanialvermögen ruhenden Laſten und Schulden, 
ſoweit ſie nicht ausdrücklich von Preußen übernommen ſind. 

2) Preußen entlaſtet von der Vereinigung ab das Domanialvermögen von den bisher aus 
ihm für Zwecke der Pfarrerbeſoldung und der oberſten Kirchenbehörde erbrachten Geldleiſtungen 
an die waldeckiſchen Kirchen und übernimmt die Ruhegehälter, Wartegelder und Hinterbliebenen⸗ 
bezüge der ehemaligen Beamten im Dienſte des Waldeckiſchen Domaniums. Die bisherigen Ver⸗ 
pflichtungen des Domanialvermögens, Zuſchüſſe zu den Koſten der waldeckiſchen Staatsverwaltung 
zu leiſten, erlöſchen. 

(3) Waldeck verzichtet für das Domanialvermögen und deſſen Rechtsnachfolger, den Zweck⸗ 
verband, auf alle ſonſtigen Anſprüche, die etwa dem Domanialvermögen gegenüber dem 
Waldeckiſchen Staate und ſeinem Rechtsnachfolger, dem Preußiſchen Staate, zuſtehen. Der 
Preußiſche Staat verzichtet auf die Forderungen, die ihm gegen das Domanialvermögen aus 
Schuldverſchreibungen der ehemaligen waldeckiſchen Grafen zuſtehen. 

(4) Der Zweckverband ſoll ſeine Reineinkünfte zum Beſten der Verbandsglieder, insbeſondere 
zu ihrer ſteuerlichen Entlaſtung, verwenden. 

(5) Der Preußiſche Staat hat an den dem Zweckverband gehörigen Domänen und Forſten 
ein binnen zweier Monate auszuübendes Vorkaufsrecht, wenn es ſich um den Verkauf von ganzen 
Domänenbetrieben oder von Forſten in einer Größe von mehr als 50 ha handelt. 


§ 8. 

(1) Die in der Anlage bezeichneten Forſten und Domänen gehen einſchließlich der dem 
Domanialvermögen innerhalb dieſer Gebiete zuſtehenden Fiſchereirechte und der in der Anlage 
bezeichneten Wirtſchaftsgebäude, frei von Hypotheken, Grund-, Rentenſchulden und Reallaſten — 
abgeſehen von den in der Anlage bemerkten Holzberechtigungen —, zu Eigentum auf den 
Preußiſchen Staat über. Soweit zu den dem Preußiſchen Staat übereigneten Oberförſterei⸗ und 
Förſtereigehöften nicht übereignete Wirtſchaftsländereien gehören, werden dieſe vom Zweckverband 
dem Preußiſchen Staat auf Wunſch zu den in Preußen üblichen Sätzen verpachtet werden. 

(2) Preußen übereignet dagegen feine in dem preußiſchen Gebietsteil Eimelrod belegenen, 
mit Losholz⸗ und Leſeholzberechtigungen belaſteten, im übrigen von Hypotheken, Grund⸗, Renten⸗ 
ſchulden und Reallaſten freien Forſten dem Zweckverband. 


89. 

(1) Das Eigentum am Bade Wildungen geht frei von Hypotheken, Grund- und Renten⸗ 
ſchulden auf den Preußiſchen Staat über. Als zum Bade gehörig gelten alle Liegenſchaften, Rechte 
und beweglichen Sachen, die auf der Grundlage des Vertrags vom 9. April 1898 und ſeiner Er⸗ 
gänzungen der gegenwärtigen Pächterin des Bades überlaſſen worden ſind. Der Preußiſche Staat 
tritt in die Rechte und Pflichten aus dieſem Vertrage ein. 

(2) Der Preußiſche Staat wird alsbald, nachdem die Waldeckiſche Landesvertretung der Ver⸗ 
einigung Waldecks mit Preußen zugeſtimmt hat, die Mittel, die für den Bau einer in das Eigentum 
des Grundeigentümers fallenden Wandelhalle im Bade Wildungen nach einem von der zuſtändigen 
preußiſchen Hochbauverwaltung endgültig feſtzuſetzenden Bauplan erforderlich ſind, darlehnsweiſe 
dem Domanialvermögen zur Verfügung ſtellen, das die Zins- und Amortiſationsbeträge, die ihm 
nach Maßgabe der zwiſchen ihm und der Pächterin des Bades ſowie der Stadt Bad Wildungen 


0 ? . f 18. 29. Oktober 1927 a 
über die Errichtung der Wandelhalle am — Februar 1928 und U 
24. 8 15. Februar 1928 geſchleſſenen 


Verträge zufließen, an den Preußiſchen Staat abzuführen hat. Mit der Vereinigung Waldecks 
mit Preußen erliſcht derjenige Teil der Darlehnsſchuld, für den nach den erwähnten Verträgen 
Zins⸗ und Amortiſationsbeträge nicht von der Pächterin des Bades und der Stadt Bad 
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Wildungen aufzubringen ſind; die nach dem Vertrage dem Domanialvermögen gegen die Pächterin 
und die Stadt Bad Wildungen zuſtehenden Anſprüche gehen auf den Preußiſchen Staat über. 
Der Preußiſche Staat wird wegen der reſtlichen Darlehnsſchuld den Rechtsnachfolger des 
Domanialvermögens nicht in Anſpruch nehmen. — Alsbald nach Fertigſtellung der Wandel⸗ 
halle wird der Preußiſche Staat für den weiteren Ausbau des Bades, insbeſondere für die Er⸗ 
richtung eines der Bedeutung des Bades Wildungen entſprechenden Kurhauſes nach Maßgabe des 
für den Bau zur Verfügung ſtehenden Grund und Bodens, Sorge tragen. 

(3) Der Preußiſche Staat zahlt an den Zweckverband von dem Gewinn aus dem Bade jährlich 
30 % — in Buchſtaben: dreißig vom Hundert —, jedoch bis zum 31. Dezember 1949 jährlich 
mindeſtens 75 000 RM — in Worten: fünfundſiebzigtauſend Reichsmark — in vierteljährlich 
nachträglich zahlbaren Teilbeträgen. Bei der Berechnung des Gewinnanteils kommen die Zins⸗ 
und Tilgungslaſten für den Bau der Wandelhalle und des Kurhauſes nicht zum Anſatz. 

(4) Wird nach Beendigung des gegenwärtigen Pachtverhältniſſes eine Eigentümeraktien⸗ 
geſellſchaft für das Bad Wildungen errichtet, fo erhält der Zweckverband in Abgeltung feiner 
Gewinnbeteiligung 30 % des Aktienkapitals. Die zur Abfindung der gegenwärtigen Pächterin 
des Bades Wildungen nach Maßgabe des Vertrags vom 9. April 1898 und ſeiner Ergänzungen 
zu zahlenden Beträge wird der Preußiſche Staat in dieſem Falle der Eigentümerin darlehnsweiſe 
gegen angemeſſene Verzinſung zur Verfügung ſtellen. Abſ. 3 Satz 2 findet entſprechende 
Anwendung. 

§ 10. 

(J) Der Preußiſche Staat übernimmt die bisher dem Waldeckiſchen Staate obliegende und 
durch die Waldeckiſche Domänenkammer erfolgte Verwaltung der in Waldeck belegenen Gemeinde⸗ 
forſten nach den bisherigen Grundſätzen gegen Zahlung von Pauſchbeträgen, deren Höhe zunächſt 
durch das waldeckiſche Recht feſtgelegt iſt und von Preußen nur im Wege förmlicher Geſetzgebung 
geändert werden kann. Er übernimmt ferner die Verwaltung der dem Zweckverband zugefallenen 
Forſten gegen Erſtattung der Selbſtkoſten. Die zu den Zweckverbands⸗ und Gemeindeforſten ge⸗ 
hörigen Oberförſterei⸗ und Förſtereigehöfte bleiben im Eigentum des Zweckverbands, ſind von ihm 
zu unterhalten und dem Preußiſchen Staate gegen Zahlung einer Miete in Höhe der Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſe der jeweiligen Stelleninhaber auf Wunſch zur Verfügung zu ſtellen. 

(2) Für die Berechnung des bei gemeinſamer Verwaltung von Zweckverbands⸗ und Gemeinde⸗ 
oder Staatsforſten auf den Zweckverband entfallenden Koſtenanteils iſt das Verhältnis der Fläche 
der Zweckverbandsforſten zu der der übrigen Forſten maßgebend. Die perſonellen Selbſtkoſten der 
Verwaltung werden auf der Grundlage von Durchſchnittsſätzen zwiſchen dem Anfangs- und End⸗ 
gehalt der einzelnen Beamtenſtellen, der Wohnungsgeldzuſchüſſe, der Zuſchläge für je zwei Kinder, 
der in Preußen üblichen prozentualen Penſionszuſchläge zur Geſamtſumme der angeſetzten Gehälter 
und der tatſächlich gezahlten Dienſtaufwandsentſchädigungen berechnet; Umzugs⸗ und Reiſekoſten, 
Koſten für Unterſtützungen, für Notſtandsbeihilfen, für Hilfskräfte, deren Einſtellung zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung der Forſten nicht erforderlich iſt, und für Vertretungen der Forſtbeamten 
ſowie die Koſten der oberen Forſtbehörden werden nicht in Anſatz gebracht. 

(3) Die Etats, Betriebswerke und jährlichen Wirtſchaftspläne für die Zweckverbandsforſten 
werden im Benehmen mit dem Zweckverband aufgeſtellt. Die Holzverwertung erfolgt durch die 
preußiſche Forſtverwaltung. 8 

(4) Weitere Einzelheiten hinſichtlich der Verwaltung der Forſten, der Berechnung und Er⸗ 
hebung der Verwaltungskoſten und der Verwertung der Forſtanfälle bleiben der Regelung durch 
ein Übereinkommen zwiſchen dem Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und der Waldeckiſchen Domänenfammer bzw. dem Zweckverband vorbehalten. 


§ 11. ? 

(1) Die im unmittelbaren waldeckiſchen Staatsdienſt und im Dienſte des waldeckiſchen 
Domanialvermögens ſtehenden Beamten werden unter Wahrung ihres Dienſt⸗ und Penſions⸗ 
alters als preußiſche unmittelbare Staatsbeamte übernommen. ö f 

2) Die Rechtsſtellung der von Preußen übernommenen Beamten und die der bereits im 
Ruheſtand befindlichen waldeckiſchen unmittelbaren Staats⸗ und Domanialbeamten ſowie die ihrer 
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Witwen und Waiſen beſtimmt ſich von der Vereinigung ab nach den preußiſchen Vorſchriften. Die 
Verordnung, betr. die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, 
vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) mit ihren Abänderungen und Ergänzungen findet 
jedoch, ſoweit es ſich nicht um den Landesdirektor und den Präſidenten der Domänenkammer 
handelt, nur mit der Maßgabe Anwendung, daß Beamte, deren Amter infolge der Vereinigung 
wegfallen, nur dann auf Wartegeld geſetzt werden können, wenn ſie auf Erfordern ihr Ein⸗ 
verſtändnis mit einer ihrer bisherigen Tätigkeit entſprechenden Beſchäftigung im öffentlichen Dienſt 
außerhalb des Staatsdienſtes nicht erklären. 

(3) Auch bezüglich der Beſoldungen, Ruhegehälter, Witwen⸗ und Waiſengelder der Volksſchul⸗ 
lehrperſonen finden die preußiſchen Beſtimmungen alsbald Anwendung. Das gleiche gilt für 
ftaatliche Zuſchüſſe zum Gehalt, zum Ruhegehalt und zur Hinterbliebenenverſorgung der Geiſtlichen. 

(4) Die nach Abſ. 1 übernommenen Beamten erhalten, ſofern fie bei der Vereinigung das 
60. Lebensjahr überſchritten haben, das Recht, im Falle ihrer erſten Verſetzung an einen außerhalb 
Waldecks belegenen Dienſtort binnen eines Monats nach Zugang der Verſetzungsverfügung ihre 
ſofortige Zurruheſetzung unter Zubilligung des erdienten Ruhegehalts zu fordern. Eine Ver⸗ 
ſetzung kann von Preußen ſchon vor der Vereinigung mit Wirkung vom Tage derſelben verfügt 
werden. 

; § 12. 

Die in Waldeck beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften werden, ſoweit fie nicht auf- 

gelöſt werden, ſolche des preußiſchen Landesrechts. 


§ 13. 

(1) Im Gebiete des Freiſtaats Waldeck treten mit dem 1. April 1932 die im Regierungsbezirk 
Kaſſel geltenden preußiſchen Geſetze, Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften in Kraft und die 
waldeckiſchen Geſetze, Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften außer Kraft, ſoweit ſich nicht 
aus den 88 3, 4, 6, 10 und 11 des Vertrags und aus Abſ. 2 und 3 dieſes Paragraphen etwas 
anderes ergibt. i 

(2) Das Preußiſche Staatsminiſterium kann im Gebiete des Freiſtaats Waldeck auch ſchon 
vor der Vereinigung mit Wirkung von dieſer ab durch Verordnung vorhandene preußiſche Geſetze 
und von ihm erlaſſene Verordnungen einführen und waldeckiſche Geſetze und Verordnungen ganz 
oder teilweiſe aufheben. Es kann auf dem gleichen Wege einzelne preußiſche und waldeckiſche 
Geſetze und Verordnungen von der Wirkung des Abſ. 1 ganz oder teilweiſe, vorübergehend oder 
dauernd oder unter Vorbehalt ſpäterer Verordnung ausnehmen. 

(3) Die Wirkung des Abſ. 1 und die Zuſtändigkeit des Preußiſchen Staatsminiſteriums gemäß 
Abſ. 2 Satz 1 erſtreckt ſich nicht auf die folgenden waldeckiſchen Geſetze: 

a) diejenigen Staatsgeſetze, welche landeskirchliche Angelegenheiten betreffen, 

b) die Verordnung über die bei Verjährung der Servituten erforderliche Zeit vom 
18. Februar 1831 (RegBl. S. 9), 

c) das Geſetz, betreffend die Regelung der Verhältniſſe des Stifts Schaaken, vom 3. März 
1880 (Reg Bl. S. 5) nebſt Abänderungsgeſetz vom 20. Februar 1898 (RegBl. S. 47), 

d) das Geſetz über das Anerbenrecht bei land- und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen vom 
27. Dezember 1909 (Reg Bl. 1910 S. 1), 

e) das Geſetz, betreffend die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Staate Waldeck⸗ 
Pyrmont und dem Fürſtlichen Haufe, vom 8. April 1921 (RegBl. S. 37), 

1) das Geſetz über die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe des Waldeck⸗Pyrmonter Domanial- 
vermögens bei einer ſtaatsrechtlichen Trennung der im Staate Waldeck⸗Pyrmont ver⸗ 
einigten 1 5 Waldeck und „ vom 8. April 1921 (RegBl. 
S. 49). 


Dieſe Geſetze können nur im Wege förmlicher Geſetzgebung geändert oder aufgehoben werden. 


(4) Soweit in den ſomit nach der Vereinigung in Kraft bleibenden waldeckiſchen Geſetzen und 
Verordnungen die Zuſtändigkeit von waldeckiſchen Stellen GBehörden) vorgeſehen iſt, treten mit 
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der Vereinigung die entſprechenden preußischen Stellen (Behörden) ein; erforderlichenfalls geſchieht 
die Anpaſſung dieſer Geſetze und Verordnungen an die veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
durch Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 


8 14. 


Preußen wird in Arolſen für die drei waldeckiſchen Kreiſe ein Hochbauamt und eine Kreis⸗ 
kaſſe, von der gleichzeitig die Geſchäfte einer Forſtkaſſe wahrzunehmen ſind, in Corbach, ſofern die 
Stadt Dienſt⸗ und Wohnräume zur Verfügung ſtellt, ein Eichamt und in Arolſen, Corbach und 
Bad Wildungen je ein Kataſteramt ſolange aufrechterhalten, als nicht veränderte Umſtände eine 
anderweite Organiſation erfordern. 

§ 15. 

(1) Das Landesgymnaſium in Corbach und das Reform⸗Realgymnaſium in Arolſen werden 
als preußiſche Staatsanſtalten übernommen und von Preußen als ſolche nach Maßgabe der 
beſonderen Bedingungen, unter denen die Verſtaatlichung im Freiſtaat Waldeck erfolgt iſt, aufrecht⸗ 
erhalten werden, ſofern nicht ein fo erhebliches Nachlaſſen der Schülerzahl erfolgt, daß die Aufrecht⸗ 
erhaltung nicht mehr gerechtfertigt werden kann. 

E) Die Aufrechterhaltung der ſtädtiſchen Realſchule in Bad Wildungen wird unter ent⸗ 
ſprechender Vorausſetzung von Preußen gewährleiſtet; die Zahlung eines angemeſſenen Bedürfnis⸗ 
zuſchuſſes zu dieſer Schule wird zugeſichert. 

§ 16. 

() Die Aufrechterhaltung der in Waldeck vorhandenen landwirtſchaftlichen Schulen wird bei 
einer angemeſſenen Beteiligung der Kreiſe oder Gemeinden an den Koſten entſprechend von 
Preußen zugeſichert. 

(2) Der Preußiſche Staat, der Bezirksverband des Regierungsbezirks Kaſſel und die Land⸗ 
wirtſchaftskammer in Kaſſel ſind mit der zunächſt verſuchsweiſen Errichtung einer „Theoretiſchen 
Ackerbauſchule“ in Arolſen oder Mengeringhauſen einverſtanden und werden ſich an den Koſten 
einer ſolchen Anſtalt, ſolange ihre Aufrechterhaltung gerechtfertigt werden kann, in dem in Preußen 
üblichen Umfange beteiligen. 

817 

Die waldeckiſchen Kreisſparkaſſen werden nach der Vereinigung an dem in Preußen aus 
Anlaß der Aufwertung der Sparkaſſenguthaben von 12¼ auf 15 % gebildeten Ausgleichsfonds 
teilnehmen. 

§ 18. 

Von den Koſten einer Regulierung der Eder wird der Preußiſche Staat die Hälfte bis zum 

Höchſtbetrag von 500 000 „% — in Buchſtaben: fünfhunderttauſend Reichsmark — tragen. 


§ 19. 

(1) Der Preußiſche Staat wird die dem Zweckverband zur Laſt fallende ſtaatliche Grund⸗ 
vermögensſteuer während der erſten zehn Jahre nach der Vereinigung außer Hebung laſſen bzw. 
erſtatten. 

(2) Die durch dieſen Vertrag oder zu feiner weiteren Durchführung geſchehenden Über⸗ 
eignungen gehen frei von Steuern, Stempeln, Gebühren und Gerichtskoſten vor ſich. Grundbuchliche 
Berichtigungen erfolgen auf Antrag der neuen Eigentümer nach Maßgabe dieſes Staatsvertrags. 


8 20. 
Als Tag des Inkrafttretens des die Vereinigung ausſprechenden Reichsgeſetzes ſoll der 
1. April 1929 vorgeſehen werden. 5 
Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 


(Siegel.) Dr. Eduard Nobis. (Siegel.) Dr. Wilhelm Schmieding. 
Dr. Erwin Schütze. Oswald Waldſchmidt. 
Dr. Herbert du Mesnil. Karl Schnaar. 


Heinrich Bräutigam. 
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Anlage zu § 6 Abſ. 2 und § 8 Abſ. 1 des Staatsvertrags. 


I. Aufſtellung der aus dem Waldeckiſchen Domanialvermögen auf den Preußiſchen Staat 
übergehenden 
1. Forſten: 

a) von der Oberförſterei Bringhauſen die zwiſchen Eder und Werbe und der Oberförſterei 
Vöhl belegenen Revierteile in Größe von etwa 281 ha, 

b) die zwiſchen Ederſee, Eder bis Hemfurth, Straße Hemfurth—Affoldern—Giflitz über 
Kleinern bis zur Landesgrenze und dieſer belegenen Revierteile der Oberförſtereien 
Gellershauſen und Bringhauſen in Größe von etwa 3244 ha, 

e) die zwiſchen Eder und der Straße Hemfurth—Affoldern Buhlen, von Buhlen ab Wald⸗ 
grenze des Forſtorts Eckweg bis zum Ederſee belegenen Revierteile der Oberförſterei 
Bringhauſen in Größe von etwa 345 ha, 

d) der Wald der Oberförſterei Gellershauſen in Größe von etwa 296 ba, der innerhalb 
folgender Grenzen belegen iſt: Straße Gellershauſen —Hüddingen, Gellershauſen— 
Frebershauſen, Frebershauſen—Albertshauſen bis zur nördlichen Einmündung des 
Waldrandweges VI. 32, von dort Waldrand in ſüdweſtlicher Richtung bis zum Beginn 
der Gemarkungsgrenze zwiſchen Diſtrikt 55 und 56, dieſe Gemarkungsgrenze bis zur 
erſtgenannten Straße, 

mit folgenden Forſt⸗, Dienſt⸗ und Wirtſchaftsgebäuden: 

a) die Oberförſtereigehöfte Gellershauſen und Affoldern, 

b) die Förſtereigehöfte Neu⸗Bringhauſen, Hemfurth, Frebershauſen und das zur jetzigen 
Oberförſterei Bringhauſen gehörige Förſtereigehöft in Kleinern. 

2. Domänen: 
die Domäne Laubach, 
die Domäne Georgenhof, 
die Domäne Hünighauſen, 
die Domäne Netze 
je mit zugehörigen Wirtſchaftsgebäuden. 

II. Aufſtellung der von Preußen mit den Forſten zu J, 1 übernommenen Belaſtungen: 

a) 581 Feſtmeter Gabe⸗, Pfarr⸗ und Schulholz mit anfallenden Reiſern gegen Erſtattung 
des Haulohns und Zahlung einer Forſtgebühr, 

b) 650 Raummeter Buchenſcheitholz für das Grafenhaus Waldeck zu Bergheim ohne Ent⸗ 


gelt abzugeben nach Maßgabe des § 14 Abſ. 3e, Abſ. 4 bis 6 des Vertrags vom 
26. Auguſt 1920, 


c) etwa 35 Feſtmeter, die an Arme gegen Erſtattung des Haulohns abzugeben find, 
d) Leſeholzberechtigungen. 
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Schlußprotokoll 
zum Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Waldeck 
über die Vereinigung Waldecks mit Preußen. 
Vom 23. März 1928. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum Abſchluß und 
zur Vollziehung des wegen der Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaat Preußen 


zwiſchen ihnen vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. Hierbei find in das gegenwärtige 


Schlußprotokoll nachſtehende, mit den re des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche 
Erklärungen aufgenommen worden: 
Artikel 1. 

Die drei waldeckiſchen Kreiſe behalten bei der Vereinigung Waldecks mit Preußen ihren bis⸗ 
herigen Namen; fie find berechtigt, den Waldeckiſchen Stern im Wappen zu führen. Im Falle einer 
Zuſammenlegung der drei Kreiſe zu einem Einheitskreis wird dieſer den Namen „Kreis Waldeck“ 
erhalten und berechtigt ſein, den Waldeckiſchen Stern im Wappen zu führen. Ein Kreis dieſes 
Namens wird auf der Grundlage des jetzigen waldeckiſchen Gebiets von Preußen ſtets erhalten 
werden. Sitz des Einheitskreiſes ſoll die Stadt Corbach ſein. 


Artikel 2. 

(1) Die in den waldeckiſchen Kreiſen vorhandenen Staatsſtraßen gehen in das Eigentum des 
Bezirksverbands des Regierungsbezirks Kaſſel über, der ihre fernere Unterhaltung übernimmt 
und zu dieſem Zweck in Arolſen ein Landesbauamt errichten und ſolange aufrechterhalten wird, 
als nicht veränderte Umſtände eine anderweite Organiſation erfordern. 

(2) Die bisher dem Freiſtaat Waldeck als Landesfürſorgeverband obliegenden Verpflichtungen 
gehen nach Maßgabe der alsbald mit der Vereinigung in Kraft zu ſetzenden preußiſchen Geſetze, 
Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften auf den Bezirksverband des Regierungsbezirks 
Kaſſel über. 

Artikel 3. 

(1) Der Bezirksverband iſt bereit, das Landkrankenhaus in Arolſen und die , Kinderheilanſtalt 
Ederkreis in Reinhardshauſen zu übernehmen, falls die jetzigen Eigentümer zur Abgabe zu an⸗ 
gemeſſenen Bedingungen bereit ſind. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet über die Angemeſſenheit der 
Bedingungen endgültig ein Schiedsgericht, das aus dem Oberpräſidenten der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau als Vorſitzendem und zwei Beiſitzern beſteht, von denen der eine von dem * 
und der andere von dem Waldeckiſchen Landesausſchuß ernannt wird. 


Artikel 4. 

(1) Der im $ 7 Abſ. 3 Satz 1 des Vertrags von Waldeck erklärte Verzicht berührt die Ver⸗ 
pflichtungen nicht, die für Preußen aus der Übernahme des Pyrmonter Domaniums bei der 
Vereinigung des Gebietsteils Pyrmont mit Preußen entſtanden ſind. 

2) Preußen iſt bereit, für Zwecke der kirchlichen Zentralverwaltung Dienſträume in ſtaat⸗ 
lichen Gebäuden unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen, ſoweit ſolche für Staatszwecke ent⸗ 
behrlich ſind. 

Artikel 5. 

(1) Die Vertragsparteien ſichern einander zu, daß fie die nach N 8 des Vertrags bon 1 99 5 
abzugebenden Forſten und Domänen nicht über den gegenwärtigen Umfang hinaus mit irgend⸗ 
welchen Nutzungs- oder Vorkaufsrechten belaſten werden. 

(2) Waldeck iſt bereit, den Waldteil in Größe von ungefähr 15 ha, der zwiſchen der Straße 
Frebershauſen—Albertshauſen, Gellershauſen —Hüddingen und der in I. 1. d der Anlage zum 
Staatsvertrag erwähnten Gemarkungsgrenze belegen iſt, dem Preußiſchen Staat unter 
angemeſſenen Bedingungen zu verkaufen. 
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(3) Zum Ausgleich für die Überlaſſung des Oberförſtereigebäudes in Gellershauſen zahlt 
der Preußiſche Staat an den Zweckverband am 1. April 1929 einmalig einen Betrag von 
20 000 AM — in Buchſtaben: Zwanzigtauſend Reichsmark — als Zuſchuß zu den Koſten des 
Baues eines Oberförſtereigebäudes in Reinhardshauſen. 


Artikel 6. 
(1) Die im Grundbuch auf den Grundſtücken des Bades Wildungen eingetragenen Dienſt⸗ 
barkeiten und Reallaſten, ferner die beſtehenden Wege-, Schöpf⸗ und ähnlichen Rechte der 


Gemeinden und ihrer Einwohner ſowie die Verpflichtung des Domaniums zur Abgabe eines 


beſtimmten Betrags an das Wildunger Waiſenhaus ſind bekannt und werden in ihrem zur Zeit 
der Vereinigung gegebenen Rechtsbeſtande von Preußen übernommen. Im übrigen gilt die 
Zuſicherung des Abi. 1 hinſichtlich des Bades Wildungen entſprechend und auch bezüglich 
weiterer Reallaſten. 

(2) Für die Anwendung der Beſtimmung des § 9 Abſ. 3 Satz 2 und Abſ. 4 Satz 3 des 
Vertrags ſollen als Koſten des Kurhauſes nicht nur diejenigen Koſten gelten, die durch den Bau 
eines neuen Kurhauſes im engſten Sinne entſtehen würden, ſondern alle Koſten, die entſtehen 
aus Herſtellung der geſamten Baulichkeiten, die an Stelle des jetzigen Kurhauſes nebſt benach⸗ 
bartem Europäiſchen Hof errichtet werden. 


Artikel 7. 

(1) Hinſichtlich des Landesdirektors und des Präſidenten der Domänenkammer beſteht 
Einvernehmen, daß ſie unter Wahrung der ihnen nach waldeckiſchem Recht zuſtehenden Rechte 
zur Dispoſition geſtellt werden. Eine anderweite Verwendung des Landesdirektors im preußiſchen 
Staatsdienſt bleibt vorbehalten. 

(2) Eine etwaige vorübergehende Beteiligung Preußens an der Aufbringung der Bezüge 
des demnächſt zu wählenden Vorſtehers des im § 6 Abſ. 2 des Vertrags erwähnten Zweckverbands 
bleibt beſonderer Vereinbarung vorbehalten. 

(3) In der Zeit bis zur Vereinigung mit Preußen wird Waldeck eine Erhöhung der Zahl 
der Arbeitskräfte in der Staatsverwaltung und in der . des Domanialvermögens nur 
mit Zuſtimmung Preußens vornehmen. 

Artikel 8. 

(1) Die Landwirtſchaftskammer für Waldeck wird aufgelöſt; ihr Vermögen geht mit der 
Auflöſung auf die Landwirtſchaftskammer Kaſſel über. Eine angemeſſene Vertretung des Gebiets 
des ehemaligen Freiſtaats Waldeck in der Landwirtſchaftskammer Kaſſel wird zugeſichert. Die 
Stelle eines Tierzuchtdirektors in Waldeck mit dem Sitz in Corbach ſoll erhalten werden. 

(2) Die Feuerverſicherungsanſtalt für Waldeck und Pyrmont wird aufgelöſt werden. Die 
Auflöſung und die zu ihrer Durchführung erforderlichen Maßnahmen, insbeſondere die Über⸗ 
tragung ihres Vermögens und ihrer Verſicherungsbeſtände auf andere öffentlich-rechtliche Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalten ſowie die bei dieſen Anſtalten erforderlichen Satzungsänderungen, auch in 
Anſehung des etwa in den ehemals waldeckiſchen Gebietsteilen aufrechtzuerhaltenden 
Verſicherungszwangs, werden auf der Grundlage der bereits zwiſchen den beteiligten Anſtalts⸗ 
leitungen getroffenen Vereinbarungen durch den Preußiſchen Miniſter des Innern oder eine von 
ihm beſtimmte Stelle vorgenommen. 

Artikel 9. 

(1) Die Einführung des preußiſchen Rechtsbeſtands wird nach Möglichkeit beſchleunigt 
werden. Insbeſondere werden eine Verwaltungsrechtspflege und die preußiſchen Gemeinde⸗ 
ee ungeſäumt eingeführt werden. Waldeckiſche Gemeinden, die bisher aus 
hiſtoriſchen Gründen die Bezeichnung „Stadt“ geführt haben, werden nach Einführung der 
preußiſchen Städteordnung dieſe Bezeichnung auch ohne Annahme einer ſtädtiſchen Verfaſſung 
weiterführen können. Anträge der drei „Kreisſtädte“ auf Beilegung einer ſtädtiſchen Verfaſſung 
werden hinſichtlich der Erfüllung von Normativvorſchriften mit beſonderem Wohlwollen 
behandelt werden. 


| 
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(2) Für die Aufrechterhaltung der im § 13 Abſ. 3 des Vertrags bezeichneten Geſetze wird 
das Preußiſche Staatsminiſterium ſich ſo lange einſetzen, als die wirtſchaftlichen und ſonſtigen 
Verhältniſſe des Gebiets eine Abänderung nicht dringend erfordern. 


Artikel 10. 


(1) Die Aufrechterhaltung der in den 88 15 und 16 Abſ. 1 des Vertrags erwähnten Schulen 
gilt dann als nicht mehr gerechtfertigt, wenn die durchſchnittliche Schülerzahl hinter der durch- 
ſchnittlichen Zahl derjenigen preußiſchen entſprechenden Schulen drei Jahre hintereinander 
zurückbleibt, die in der Beſuchsziffer am ungünſtigſten ſteht. Die Frage, ob die im § 16 Abſ. 2 
erwähnte Schule einem Bedürfniſſe entſpricht, wird nach Ablauf von fünf Jahren abſchließend 
geprüft werden. : 

E) Bei Bemeſſung der Zuſchüſſe an die in § 15 Abſ. 2 des Vertrags erwähnte Schule wird 
Preußen beſonderes Entgegenkommen beweiſen. Die Unterſtützung wird mindeſtens die Höhe der 
bisher vom Waldeckiſchen Staate gewährten Zuſchüſſe erreichen. 


Artikel 11. 

Falls nachgewieſen wird, daß in den waldeckiſchen Kreiſen ein Bedürfnis für den Bau neuer 
Eiſenbahnlinien, die Vermehrung der Zugfolge auf vorhandenen Linien ſowie die Einrichtung 
von Bahnbehörden (Betriebsamt oder Verkehrsamt) und Veränderung von Bahnanlagen (Umbau 
oder Ausbau des Bahnhofs in Bad Wildungen) beſteht, wird Preußen ſich für die Erfüllung 
ſolcher Wünſche einſetzen. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Stücke des Vertrags 
ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren unterzeichnet und unterſiegelt worden; die 
preußiſchen und waldeckiſchen Kommiſſare haben je ein Stück des Vertrags und des Schluß⸗ 
protokolls entgegengenommen. ; 


So geſchehen zu Berlin am 23. März 1928. 


(Siegel.) Dr. Eduard Nobis. (Siegel.) Dr. Wilhelm Schmieding. 
Dr. Erwin Schütze. Oswald Waldſchmidt. 
Dr. Herbert du Mesnil. Karl Schnaar. 


Heinrich Bräutigam. 


(Rr. 13370.) Verordnung über Gewährung einer einmaligen Dienſtbelohnung an Schutzpolizeibeamte. 
Vom 19. Juli 1928. 


Auf Grund des § 42 Abſ. 2 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 
(Geſetzſamml. S. 223) wird verordnet: 


8 1. 
Die ſeit dem 1. April 1926 eingeſtellten oder in die Schutzpolizei übernommenen Schutzpolizei⸗ 
beamten erhalten bei ihrer Beförderung zum Polizeioberwachtmeiſter, früheſtens jedoch mit Ablauf 


des ſiebenten Dienſtjahres, eine einmalige Dienſtbelohnung von 600 RM. Anwärtern mit Ausſicht 


auf beſchleunigte Beförderung ſteht die Belohnung nicht zu. 


§ 2. 

Die im § 1 genannte Dienſtbelohnung erhalten auch die kündbaren Polizeiwachtmeiſter 
(Sammelbezeichnung), die der Schutzpolizei am 31. März 1926 angehörten und gemäß § 59 Abſ. 2 
Buchſt. a oder b des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) auf alle 
Anſprüche aus dem Schutzpolizeibeamtengeſetz vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) ver⸗ 
zichtet haben, mit Ablauf des ſiebenten Dienſtjahres oder, wenn dieſe Vorausſetzung bereits erfüllt 
iſt, bei der Verzichterklärung. 


Dee 
190 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 31, ausgegeben am 30. 7. 28. 


ROM Sa 
Die Verordnung über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der Polizeiwachtmeiſter 
(Sammelbezeichnung) und der aus der Schutzpolizei hervorgehenden unkündbar angeſtellten Polizei⸗ 
beamten ſowie über Gewährung einer einmaligen Dienſtbelohnung vom 5. Oktober 1927 
(Geſetzſamml. S. 191) wird aufgehoben. 


SA. 
Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Finanzminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſter des Innern. 


Berlin, den 19. Juli 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13371.) Verordnung über die Anderung von Familiennamen. Vom 25. Juli 1928. 


* 7 
10 al Den § 1 Abſatz 1 der Verordnung, betreffend die Anderungen von Familiennamen, vom 
.“ 3. November 1919 in der Faſſung der Verordnung vom 30. Januar 1923 (Geſetzſamml. 1919 
44 IN S. 177 und 1923 ©. 21) wird folgender Satz 2 hinzugefügt: 


Der Juſtizminiſter kann die Entſcheidung über ſolche Anträge nachgeordneten Behörden 
übertragen. 


Berlin, den 25. Juli 1928. 


Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Wi Braun. Schmidt. 


Bekanntmachung. 


Um den Beziehern der Preußiſchen Geſetzſammlung die Möglichkeit zum wohlfeilen Erwerbe der 
zur Preußiſchen Geſetzſammlung bisher erſchienenen Hauptſachverzeichniſſe zu bieten, wird R. von Decker's 
Verlag (G. Schenck), Berlin W. 9, Linkſtr. 35, einen Teil der von dieſen Verzeichniſſen vorhandenen 
Beſtände zu erheblich herabgeſetzten Preiſen zum Verkaufe ſtellen, und zwar ö 

das Hauptſachverzeichnis 1806/1883 zum Preiſe von 2,.— AM netto, 
das Hauptſachverzeichnis 1884/1913 zum Preiſe von 1, — AM netto, 
das Hauptſachverzeichnis 1914/1925 zum Preiſe von 2,— AM netto. 

Beſtellungen direkt beim Verlag oder durch den Buchhandel. 

Berlin, den 29. Mai 1928. 8 


Schriftleitung der Preußiſchen Geſetzſammlung. 
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